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Das Investitionsprogramm des Bundes für die Jahre 1972 bis 1976 


I. Vorbemerkungen 

Artikel 109 Abs. 2 des Grundgesetzes in Verbindung 
mit § 1 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität 
und des Wachstums der Wirtschaft vom 8. Juni 1967 
(BGBl. I S. 582) verpflichtet den Bund, bei seiner 
Haushaltswirtschaft den Erfordernissen des gesamt- 
wirtschaftlichen Gleichgewichts Rechnung zu tragen. 
Die Bundesregierung muß deshalb in der Lage sein, 
im Falle einer Gefährdung des gleichgewichtigen 
Wirtschaftsablaufs rechtzeitig geeignete Maßnah- 
men zu ergreifen. 

Bei den Investitionen und bei den Finanzierungs- 
hilfen für Investitionen Dritter ist das durch ein 
zeitliches Verschieben (Vorziehen oder Strecken) 
der Vergabe öffentlicher Aufträge und/oder der Zu- 
sage von Finanzierungshilfen möglich. 

Voraussetzung hierfür ist die Erfassung der geeig- 
neten Investitionen und Investitionensförderungs- 
maßnahmen. Die Bundesminister haben nach § 10 
des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft für ihren Geschäftsbe- 
reich mehrjährige Investitionsprogramme aufzustel- 
len. Diese Programme sind auf der Grundlage des 
von der Bundesregierung beschlossenen mehrjähri- 
gen Finanzplans zu überarbeiten und gemäß § 50 
Abs. 5 des Gesetzes über die Grundsätze des Haus- 
haltsrechts des Bundes und der Länder (Haushalts- 
grundsätzegesetz) vom 19. August 1969 (BGBl. I 
S. 1273) den gesetzgebenden Körperschaften vorzu- 
leaen. 

Die Investitionsprogramme sollen der Bundesregie- 
rung als Entscheidungshilfe dienen, um im Fall einer 
Erhitzung oder einer Abschwächung der Konjunktur 
die vom Bund beeinflußbaren Investitionen zeitlich 
unter Berücksichtigung regionaler und sektoraler 
Besonderheiten variieren zu können. Sie erleichtern 
die Entscheidung, die Vergabe von Aufträgen und 
die Zusage von Finanzierungshilfen in geeigneten 
Fällen vorzuziehen oder aufzuschieben. Mittelfristig 
soll jedoch dadurch das über mehrere Jahre hinweg 
angestrebte Investitionsvolumen möglichst nicht 
verändert werden. 

Bei der kritischen Beurteilung des Investitionsvolu- 
mens und dabei insbesondere einer fallenden In- 
vestitionsquote wird häufig übersehen, daß es prin- 
zipiell nicht richtig sein kann, die öffentlichen Aus- 
gaben in „gute" und „schlechte" auseinander zu 
dividieren. Nichts anderes wird durch die Untertei- 
lung in „investive" und „konsumtive (also unpro- 
duktive)" Verwendungen versucht. 

Eine derartige Bewertung gibt einer forcierten 
Wachstumspolitik, die sich in „Beton und Stein" 
manifestiert, den Vorzug etwa vor jeder sozial- 
politisch motivierten Korrektur der Einkommens- 
und Vermögensverteilung. Sie bezeichnet z. B. die 
Bauinvestitionen im Bildungsbereich als besonders 


positiv, beklagt dann aber die Folgekosten im Per- 
sonalbereich als konsumtive Ausgaben, obwohl das 
Personal erst die Voraussetzung zur sinnvollen Nut- 
zung der neuen Einrichtung schafft. Mit anderen 
Worten: diese Auffassung geht an der Tatsache vor- 
bei, daß investive und konsumtive Ausgaben oft 
untrennbar miteinander verbunden sind und sich 
gegenseitig bedingen. Eine wesentliche Ursache für 
die Überbetonung der „investiven Ausgaben" liegt 
darin, daß sich der volkswirtschaftliche Investitions- 
begriff lediglich an der Erhöhung des Produktions- 
mittelbestandes orientiert und damit letztlich am 
Wachstum der materiellen Güterproduktion. Wenn 
auch die Notwendigkeit des Wirtschaftswachstums 
unbestritten ist, so wird doch mit dem zunehmenden 
materiellen Wohlstand auch immer deutlicher, daß 
dieser Wertmaßstab viele wichtige Bereiche nicht 
miterfaßt, etwa den Verteilungsaspekt, die Produk- 
tions- und Lebensbedingungen (Stichwort: Umwelt- 
schutz) und anderes mehr. Eine Politik, die sich die 
Verbesserung der Qualität des Lebens zum Ziel ge- 
setzt hat, kann sich nicht an einer solchen bewer- 
tenden Unterscheidung öffentlicher Ausgaben nach 
Maßgabe dieses eingeengten Produktivitätsbegriffs 
ausrichten, da es eine wesentliche Aufgabe des 
staatlichen Sektors ist, sich gerade der nicht über 
den Markt zu befriedigenden Bedürfnisse der Bürger 
anzunehmen. Dazu ein typisches Beispiel: Die „Pro- 
duktion" des öffentlichen Gutes „innere und äußere 
Sicherheit" läßt sich ohne eine ausreichende perso- 
nelle Ausstattung der Sicherheitsorgane, auch bei 
dem erreichten hohen Grad an Technisierung, nicht 
realisieren. 

Das vorliegende Investitionsprogramm umfaßt die 
Jahre 1972 bis 1976. Seine Besonderheit liegt darin, 
daß das Basisjahr 1972 bereits abgelaufen ist. Das 
ist darauf zurückzuführen, daß auf Grund der Neu- 
wahlen zum Deutschen Bundestag erst am 17. Fe- 
bruar 1973 der Beschluß der Bundesregierung über 
den Finanzplan 1972 bis 1976 möglich war, der die 
Grundlage dieses Investitionsprogramms bildet. 

Dem Stand vom 17. Februar 1973 entsprechen auch 
die Angaben über das Bruttosozialprodukt. Die 
zwischenzeitlich erkennbaren höheren Wachstums- 
raten des Sozialprodukts im Jahr 1973 und im Pla- 
nungszeitraum bis 1976 können in diesem Investi- 
tionsprogramm noch nicht berücksichtigt werden. 
Das gleiche gilt für die Auswirkungen des Stabili- 
tätsprogramms der Bundesregierung vom 9. Mai 
1973. Beides ist Aufgabe der Fortschreibung des 
Finanzplans bis 1977. 

II. Das Volumen des Investitionsprogramms 

Die Ausgaben des Bundes im investiven Bereich um- 
fassen im vorliegenden Bericht die unmittelbar 
durchzuführenden Sachinvestitionen, die militäri- 
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sehen Beschaffungen, die Materialerhaltung und die 
militärischen Anlagen sowie die Finanzierungshilfen 
des Bundes für Vorhaben anderer Investoren (ein- 
schließlich Erwerb von Beteiligungen und Inan- 
spruchnahme aus Gewährleistungen). 

Ausgehend vom Gruppierungsplan wird der Umfang 
des Investitionsprogramms wie folgt abgegrenzt: 

a) Sachinvestitionen 

— Baumaßnahmen (Hauptgruppe 7) ; 

— Beschaffungen = Erwerb von beweglichen Ge- 
genständen (Obergruppe 81); 

— Sonstige Sachinvestitionen = insbesondere Er- 
werb unbeweglicher Sadien (Obergruppe 82). 

b) Militärische Beschaffungen, Materialerhaltung, 
militärische Anlagen 

— Militärische Beschaffungen, Materialerhaltung, 
Wehrforsdiung, wehrtedinisdie und sonstige 
militärische Entwicklung und Erprobung (Grup- 
pen 551 bis 554); 

— Militärische Anlagen (Gruppen 555 bis 559). 


Nach der Terminologie der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung zählen diese Ausgaben zwar nicht 
zu den Investitionen, sondern zum Staatsverbrauch. 
Es handelt sich hierbei jedoch um ein erhebliches 
Auftragsvolumen, das überwiegend der Investitions- 
güterindustrie (einschließlich Baugewerbe) zugute 
kommt und durchaus von konjunkturpolitischer Re- 
levanz ist. 

c) Finanzierungshilfen 

— Beteiligungen (Obergruppe 83) ; 

— Darlehen an öffentlichen Bereich (Obergruppe 
85); 

— Darlehen an sonstige Bereiche (Obergruppe 86); 

— Inanspruchnahme aus Gewährleistungen (Ober- 
gruppe 87) ; 

— Zuweisungen für Investitionen an öffentlichen 
Bereich (Obergruppe 88) ; 

— Zuschüsse für Investitionen an sonstige Bereiche 
(Obergruppe 89). 

Der Finanzplan des Bundes 1972 bis 1976 sieht im 
investiven Bereich folgende Ausgaben vor: 



Soll 

1972 

Ist 

1972 

Ent- i 
Wurf 1 
1973 


Finanzplan 



1974 

1 1975 1 

1976 





— in Mrd. DM — 


Sachinvestitionen 

6,05 

6,04 

6,13 

6,37 

6,86 

7,00 

Militärische Beschaffungen, 
Materialerhaltung und mili- 
tärische Anlagen 

9,23 

9,03 

10,00 

10,65 

11,34 

11,94 

Finanzierungshilfen 

12,97 

13,07 

13,92 

14,54 

15,46 

16,39 

insgesamt . . . 

28,25 

28,14 

30,05 

31,56 

33,66 

35,33 


Zum Vergleich: 


Gesamtausgaben des Bundes 

108,98 109,761) 

120,39 

130,6 

141,7 

153,8 

Bruttosozialprodukt zu je- 






welligen Preisen 2) 

darunter 

828,5 

914,2 

988,3 

1 068,3 

1 154,8 

— Anlageinvestitionen 






(brutto) 

214,5 

235,5 

• 

• 

299,1 


einschließlich Saldo durchlaufender Mittel (28 Millionen DM) 
Stand: Februar 1973 
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Die vorgesehenen Ausgaben für Sachinvestitionen, • 
die gut 20 v. H. der gesamten investiven Ausgaben ■ 
des Bundes ausmachen, haben in jedem der Jahre > 
1972 bis 1976 einen Anteil von ca. 5 v. H. an den 
im Finanzplan vorgesehenen Gesamtausgaben des 
Bundes, Die Sachinvestitionen des Bundes betragen : 
zur Zeit etwa V: der Sachinvestitionen des öffent- j 
liehen Gesamthaushalts. j 

Die Ausgaben für militärische Beschaffungen, Mate- j 
rialerhaltung und militärische Anlagen umfassen ca. 
33 V. H. der gesamten investiven Ausgaben und 
haben in allen 5 Jahren einen Anteil von ca. 8 v. H. 
an den Gesamtausgaben des Bundes. 

Auf die Finanzierungshilfen des Bundes für In- 
vestitionsvorhaben Dritter — knapp die Hälfte aller 
investiven Ausgaben — entfällt nach dem gelten- 
den Finanzplan 1972 bis 1976 in den betrachteten 
fünf Jahren ein Anteil von durchschnittlich 11,2 v. H. | 
an den gesamten Bundesausgaben. Die Erhebungen | 
haben gezeigt, daß der Bund mit seinen Finanzie- 1 
rungshilfen am Gesamtvolumen der geförderten In- ! 
vestitionsvorhaben im Schnitt mit etwa einem Drit- 
tel beteiligt ist. Der Gesamtbetrag des vom Bund 
geförderten Investitionsvolumens dürfte demnach in i 
den Jahren 1972 bis 1976 ca. 4,5 v. H. des Brutto- 
sozialprodukts zu Marktpreisen betragen. | 

Das Volumen der gesamten Investitionen des Bun- | 
des einschließlich der Investitionen im militärischen ^ 
Bereich sowie der vom Bund geförderten Vorhaben ' 
anderer Investoren wird in allen Jahren jeweils bei j 
gut 6 V. H. des Bruttosozialprodukts liegen. | 


III. Die Struktur des Investitionsprogramms 

1. Die Struktur der Sachinvestitionen, der militä- 
rischen Beschaffungen, Materialerhaltung und 
militärischen Anlagen 

Die Aufteilung der Sachinvestitionen nach Aufga- 
benbereichen (Funktionen) zeigt eine deutliche 
Schwerpunktbildung beim Aufgabenbereich „Ver- 
kehrs- und Nachrichtenwesen'' (vgl. Tabelle 1). Auf 
diese Funktion entfallen im Planungszeitraum zwi- 
schen 76 und 81 v. H. der gesamten Sachinvestitio- 
nen des Bundes, wobei sich folgende Aufgliederung 
ergibt: 


Anteil der Verkehrsinvestitionen an den gesamten 
Sachinvestitionen des Bundes 



1972 

1 1973 

1 1974 

1 1975 

1 1976 




in v. H. 



Bundesautobahnen . . . , 

52,3 

49,8 

52,5 

52,5 

54,5 

Bundesstraßen 

23,1 

20,2 

14,4 

15,0 

15,8 

Wasserstraßen und 
Häfen 

3,1 

3,6 

5,9 

5,4 

5,1 

Sonstiges 

2,6 

2,3 

3,5 

3,3 

3,2 

insgesamt . . . 

81,1 

75,9 

76,2 

76,3 

78,6 


Differenzen durch Rundung 


Der Bundesfernstraßenbau macht im Planungszeit- 
rauin 70 v. H. der gesamten Bundesausgaben für 
Sachinvestitionen aus und ist damit ein Schwer- 
punkt des Investitionsprogramms der Bundesregie- 
rung. Die Ausgabenansätze und Steigerungsraten be- 
tragen: 


Bundesfernstraßenbau 
(Mrd. DM) 

Steigerungsrate (v. H.) 


1972 1973 1974 1 1975 | 1976 


4,56 4,29 4,26 4,63 4,92 

. -5,9 -0,7 8,7 6,3 


Aus den im Vergleich zum vorangegangenen In- 
vestitionsprogramm geringeren Ansätzen für die 
Sachinvestitionen im Bundesfernstraßenbau wird 
deutlich, daß sich innerhalb des Verkehrsbereichs 
eine gewisse Umorientierung vollzieht. Die Bun- 
desregierung hat vorgeschlagen, daß das bisher für 
den Bundesfernstraßenbau zweckgebundene Mine- 
ralölsteueraufkommen auch für andere verkehrs- 
politische Zwecke verwendet werden soll, um die 
drängenden Probleme der Gegenwart und die er- 
kennbaren künftigen Schwierigkeiten einer Lösung 
näher zu führen. Das zweckgebundene Mineralöl- 
steueraufkommen kommt damit mehr als bisher dem 
öffentlichen Personennahverkehr zugute. Als Folge 
der Neuregelung der Zweckbindung des Mineralöl- 
steueraufkommens verlangsamt sich die Zunahme 
der Investitionen im Bundesfernstraßenbau gegen- 
über den Steigerungen der vergangenen Jahre. 

Der Rest der Sachinvestitionen entfällt überwiegend 
auf die Hauptfunktion „Allgemeine Dienste" mit 
einem durchschnittlichen Anteil von knapp 16 v. H. 

Die Aufteilung der Sachinvestitionen nach institu- 
tioneilen Kriterien, d. h. nach Einzelplänen (vgl. 
Tabelle 2), deckt sich weitgehend mit der funktionei- 
len Zuordnung. Der Bundesminister für Verkehr be- 
wirtschaftet ab 1972 einen etwa gleichbleibenden 
Anteil von 78 v. H. an den gesamten Bundesaus- 
gaben für Sachinvestitionen. 

Die Ausgaben für militärische Beschaffungen, Mate- 
rialerhaltung und militärische Anlagen, ausnahms- 
los vom Bundesminister der Verteidigung bewirt- 
schaftet, werden aus systematischen Gründen nicht 
mit den Sachinvestitionen zusammengefaßt, weil — 
wie bereits erwähnt — Verteidigungsausgaben im 
Sinne der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
zum Staatsverbrauch zählen. Dennoch ist es unter 
konjunkturpolitischen Aspekten sinnvoll, die mili- 
tärischen Beschaffungen, Materialerhaltung und 
militärischen Anlagen als investive Militärausgaben 
zusammen mit dem Sachinvestitionsbereich zu be- 
trachten. 

Der Einsatz der staatlichen Auftragsvergabe im 
zivilen und militärischen Bereich im Dienste der 
Konjunkturpolitik läßt es angezeigt erscheinen, auch 
Informationen über die sektorale und regionale 
Streuung der Investitionsausgaben zur Verfügung 
zu stellen. Bei eventuell notwendigen konjunktur- 
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politischen Maßnahmen können dann Erfordernisse 
der Strukturpolitik mitberücksichtigt werden. 

Im Durchschnitt der Jahre 1973 bis 1976 entfallen 
von den Sachinvestitionen, den militärischen Be- 
schaffungen, der Materialerhaltung und den militä- 
rischen Anlagen auf die Wirtschaftsbereiche (vgl. 
Tabelle 3). 

I V. H. der 
1 Ausgaben 

— Hochbau 8,0 

— Straßenbau und sonstiger all- 
gemeiner Tiefbau 27,2 

— Maschinenbau 7,6 

— Fahrzeugbau 20,6 

— Elektrotechnik, Feinmechanik 

und Optik 15,0 

— Sonstige inländische Gewerbe- 
zweige 13,9 

— Ausländische Gewerbezweige . 7,8 

insgesamt 

(Differenz durch Rundung) 100 

Danach partizipiert mit rd. 27 v. H. der inländische 
Tiefbau, der fast ausschließlich in den Geschäfts- 
bereich des Bundesministers für Verkehr fällt, von 
allen Wirtschaftsbereichen am stärksten an den In- 
vestitionen des Bundes. 

Demgegenüber erhält der inländische Hochbau nur 
etwa 8 V. H. der Ausgaben für Sachinvestitionen und 
militärische Beschaffungen, Materialerhaltung und 
militärische Anlagen. 

Läßt man den militärischen Bereich außer Betracht, i 
so verstärkt sich der Anteil des Gewerbezweiges 
Tiefbau auf einen jahresdurchschnittlichen Anteil ; 
von rd. 66 v. H. an den Sachinvestitionen, während 
der zivile Hochbau auf durchschnittlich 11 v. H. 
kommt. Der Anteil des militärischen Bereichs an 
allen Hochbaumaßnahmen des Bundes beläuft sich 
durchschnittlich auf 47 v. H. 

Bei den Bauausgaben ist — anders als bei den Be- 
schaffungen — auch eine regionale Zuordnung 
zweckmäßig. Die Tabellen 4 und 5 stellen dar, wie 
sich die Investitionen im Bereich des Hoch- und 
Tiefbaus auf die einzelnen Bundesländer verteilen. 
Die regionale Verteilung der Hochbauvorhaben des 
Bundes richtet sich wegen des hohen Anteils der 
militärischen Bauten an den gesamten Baumaßnah- 
men des Bundes primär nach dem Bedarf der Bun- 
deswehr. In den Ländern Nordrhein-Westfalen und 
Bayern liegen die Schwerpunkte der Hochbautätig- 
keit des Bundes (vgl. Tabelle 4). 

darunter hauptsächlich für Grundstücksverkäufe und 
nicht eindeutig abgrenzbare Gewerbezweige 


Die regionale Aufteilung der Tiefbaumaßnahmen des 
Bundes richtet sich nach der Straßenbauplanung des 
Bundesverkehrsministeriums (vgl. Tabelle 5). 

2. Die Struktur der Finanzierungshilfen 


Zur Förderung von Investitionsvorhaben sollen 
Dritten Finanzierungshilfen in folgender Höhe zur 
Verfügung gestellt werden: 



1972 

i 1973 

1 1974 

1975 1 

1976 



— in Millionen DM — 


Darlehen 

3 237 

3 339 

3 531 

3 679 

3 839 

Beteiligungen . 

410 

557 

602 

678 

726 

Inanspruch- 
nahme aus Ge- 
währleistungen 

140 

14C 

130 

230 

250 

Zuweisungen 
und Zuschüsse . 

9 184 

9 888 

10 274 

10 876 

11 574 

insgesamt . . . 

12 971 

13 923 

14 537 

15 463 

16 389 

^ 

- 

— 

^ 





Die einzelnen Arten haben am Gesamtvolumen der 
Finanzierungshilfen folgende Anteile: 



1972 1 

1973 ; 

1974 1 

1975 1 

1976 

j 


— : 

in V.H.«) 

— 


Darlehen 

25,0 

24,0 

24,3 

23,8 

23,4 

Beteiligungen . 

3,2 

4,0 

4,1 

4.4 

4,4 

Inanspruch- 
nahme aus Ge- 
währleistungen 

1,1 

1,0 

0,9 

1,5 

1,5 

Zuweisungen 
und Zuschüsse . 

70,8 

71,0 

70,7 

70,3 

70,6 

insgesamt ... 

100 

100 

100 

100 

100 


Tabelle 6 zeigt die Finanzierungshilfen des Bundes 
in den Jahren 1972 bis 1976 unterteilt nach Aus- 
gabearten und Empfängergruppen im öffentlichen 
Sektor und in den sonstigen Bereichen. Dabei rech- 
nen zum öffentlichen Sektor im wesentlichen die 
Gebietskörperschaften sowie die Sondervermögen 
Lastenausgleichsfonds und ERP, nicht jedoch die 
öffentlichen Unternehmen, wie z. B. Bundesbahn und 
Bundespost. 

Die Zahlen lassen ein wachsendes Übergewicht des 
öffentlichen Bereichs erkennen; noch 1971 betrug 
sein Anteil weniger als 50 v. H. 

Differenzen durch Rundung 

Differenzen durch Rundung 
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Anteil der Empfängergruppen an den Finanzierungshilfen 


Durch“ 


Empfänger 

1972 

1973 

1974 

1976 

1 

1975 

schnitt 
1972 bis 
1976 


1 — in V. H. — 

im öffentlichen Bereich 

56,2 

59,2 

58,3 

58,7 

58,2 

58,1 

in sonstigen Bereiche 

43,8 

40,8 

41,7 

41,3 

41,8 

41,9 


Darin zeigt sich die Absicht der Bundesregierung, 
die Investitionen im öffentlichen Bereich stärker zu 
fördern als bisher. 

Im öffentlichen Bereich dominieren die Zuweisungen 
gegenüber den Darlehen. Die Finanzierungshilfen 
an die sonstigen Bereiche verteilen sich in etwa 
gleichgewichtig auf Zuschüsse (2,7 bis 3,2 Mrd. DM) 
und Darlehen (2,1 bis 2,7 Mrd. DM). 

Ein Vergleich der Tabellen 1 und 7 zeigt, daß die 
Finanzierungshilfen auf die einzelnen Aufgabenbe- 
reiche breiter gestreut sind als die Sachinvestitionen. 
Während diese beim „Verkehrs- und Nachrichten- 
wesen" ihren Schwerpunkt haben, verteilen sich die 
Finanzierungshilfen auf die einzelnen Aufgabenbe- 
reiche folgendermaßen: 


Aufgabenbereiche 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

Durch- 
schnitt 
1972 bis 

1 1976 




— in ^ 

H. ü — 



Bildung und Ausbildung, 
Wissenschaft und 
Forschung 

18,9 

18,7 

20,0 

19,9 

20,5 

19,6 

Verkehrs- und 







Nachrichtenwesen 

17,2 

18,6 

18,4 

18,3 

18,1 

18,1 

Allgemeine Dienste 

16,7 

16,3 

16,9 

17,0 

17,5 

16,9 

Sozialer Bereich, 







Vermögensbildung 

11,2 

11,4 

12,0 

12,8 

14,2 

12,3 

Energie- und Wasserwirt- 
schaft, Gewerbeförderung 

11,6 

12,1 

11,3 

10,9 

9,9 

11,2 

Wohnungswesen, Raum- 
ordnung, kommunale Ge- 
meinschaftsdienste 

10,5 

10,5 

10,1 

9,6 

8,7 

9,9 

Sonstige (u. a. Wirt- 







schaftsunternehmen) .... 

13,8 

12,5 

11,3 

11,6 

11,1 

12,1 

insgesamt . . . 

100 

100 

100 

100 

100 

100 


In jedem der Jahre 1972 bis 1976 entfallen auf die 
sechs wichtigsten Funktionen 88 v. H. der Gesamt- 
summe aller für Vorhaben anderer Investoren vor- 
gesehenen Förderungsmittel des Bundes. 

^) Differenzen durch Rundung 
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Der Bereich Bildung und Ausbildung, Wissenschaft ! 
undForschung wächst besonders stark. Von 18,9 v.H. 
im Basisjahr 1972 steigt der Anteil auf 20,5 v. H. im 
Endjahr 1976. Von den im Finanzplan ausgewiese- 
nen Gesamtausgaben für Bildung und Ausbildung, | 
Wissenschaft und Forschung ' 



1972 1 

1973 

1 1974 i 

1975 1 

1976 



— 

in Mrd. DM 

~ 


in Höhe von . . 

6,0 

6,7 

7,5 

8,3 

9,3 

sind Investitio- 






nen 

2,5 

2,7 

3,0 

3,2 

3,5 

davon Finanzie- 

rungshilfen .... 

2,5 

2,6 

2,9 

3,1 

3,4 

davon für: 

— Hochschulen 

1,6 

1,8 

2,0 

2,1 

2,2 

— Forschung 
außerhalb 






der Hoch- 
schulen . . 

0,7 

0,7 

0,8 

0,8 

0,9 


Daraus wird deutlich, daß die Bundesregierung den 
Bildungs- und Forschungsinvestitionen weiterhin 
besondere Priorität beimißt; so steigen die Ausga- 
ben für den Ausbau und Neubau von Hochschulen 
in den Jahren von 1972 bis 1976 um 38 v. H. 

Die Bildungsinvestitionen des Bundes werden fast 
ausschließlich durch Gewährung von Finanzierungs- 
hilfen gefördert: Beim Hochschulbau in der Form 
von Zuweisungen an die Länder (Gemeinschaftsauf- 
gabe), bei der hochschulfreien Forschung an die For- 
schungsträger direkt. 

Im Verkehrs- und Nachrichtenwesen, dem nach den 
Ausgaben für Bildung und Ausbildung, Wissen- 
schaft und Forschung im Bereich^ der Finanzierungs- 
hilfen die größte Bedeutung zukommt, erfüllt der 
Bund neben seinen umfangreichen Sachinvestitionen 
weitere wichtige Aufgaben durch die Vergabe von 
Finanzierungshilfen, die im wesentlichen verwendet 
werden für: 


Die Finanzhilfen für den kommunalen Straßenbau 
und die Verkehrswege des öffentlichen Personen- 
nahverkehrs fließen den Ländern und der Deutschen 
Bundesbahn zu. Diese Mittel entstammen dem 
zweckgebundenen Mineralölsteueraufkommen. 

Seit dem 1. März 1972 steht die Mineralölsteuer in 
Höhe von 6 Pf pro Liter Mineralöl zur Verbesserung 
der Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden zur 
Verfügung. Die gesamten für diesen Zweck gebun- 
denen Mittel werden seit diesem Zeitpunkt je zur 
Hälfte für den kommunalen Straßenbau und für den 
öffentlichen Personennahverkehr verwendet. 

Die Erweiterung der Zweckbestimmung eines Teils 
des Mineralölsteueraufkommens ab 1973 kommt ins- 
besondere dem öffentlichen Personennahverkehr zu- 
gute. Die Länder erhalten durch das Steuerände- 
rungsgesetz 1973 die Möglichkeit, von den für den 
kommunalen Straßenbau zweckgebundenen Mitteln 
bis zu 10 v.H. zusätzlich für den öffentlichen Perso- 
nennahverkehr zur Verfügung zu stellen. Auch aus 
dieser Maßnahme wird deutlich, daß dem Ausbau 
des öffentlichen Personennnahverkehrs ein Vorrang 
gegenüber dem Individualverkehr eingeräumt wird. 

Im Bereich der Finanzierungshilfen stehen die Aus- 
gaben für Allgemeine Dienste dem Volumen nach 
an dritter Stelle. Davon ist der Hauptteil für die Ent- 
wicklungshilfe bestimmt, und zwar überwiegend als 
Kapitalhilfe. Im Planungszeitraum sind hierfür fol- 
gende Beträge vorgesehen: 


1972 

1 1973 

1 1974 

1 1975 1 

1976 


1,69 

1,90 

2,08 

2,24 

2,48 


Obwohl diese Mittel dem Ausland zur Verfügung 
gestellt werden, haben sie teilweise auch binnen- 
wirtschaftliche Bedeutung. Etwa ein Viertel der Ka- 
pitalhilfemittel ist direkt an die Lieferung deutscher 
Waren gebunden, der übrige Teil fließt weitgehend 
über internationale Ausschreibungen wieder an die 
deutsche Wirtschaft zurück — vor allem an die deut- 
sche Investitionsgüterindustrie. 



1972 1 

1973 

1974 1 

1975 1 

1976 



— in Millionen DM — 


Kommunaler Straßenbau 

830,7 

1 200,4 

1 235,7 

1 294,8 

1 341,9 

öffentlicher Personennahverkehr (ein- 
schließlich Deutsche Bundesbahn) . . . 

848,0 

1 035,0 

1 062,0 

1 115,0 

1 170,0 

Luftverkehr ®) 

(Beteiligung an Deutsche Lufthansa 
AG, Flughafengesellschaften) 

133,2 

156,7 

203,5 

213,5 

238,5 

Wasserstraßen und Häfen 
(insbesondere Neubauhilfen für Han- 
delsschiffe) 

79,9 

74,5 

79,0 

123,4 

167,0 

Rundfunkwesen 

(Deutsche Welle und Deutschland- 
funk) 

124,7 

158,0 

179,2 

180,3 

184,7 


®) ohne Forschung im Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 
®) In Tabelle 7 in Hauptfunktion „Wirtschaftsunternehmen..." enthalten. 
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Unter den anderen Hauptfunktionen weist der Be- 
reich „Soziales und Vermögensbildung" ebenfalls 
einen steigenden Anteil an den Finanzierungshilfen 
auf. Dies ist eine Auswirkung der starken Dynamik 
der Wohnungsbauprämien. Die Aufwendungen da- 
für erhöhen sich von 1 355 Millionen DM im Jahre 
1972 auf 2 172 Millionen DM im Jahre 1976. Dadurch 
wächst der Anteil dieser Förderungsmittel an den 
gesamten Finanzierungshilfen von 10,4 v. H. auf 
13,3 V. H. 

Die institutioneile Aufteilung der Finanzierungshil- 
fen (nach Einzelplänen, vgl. Tabelle 8) entspricht 
weitgehend der funktionalen Zuordnung. Allein auf 
die Einzelpläne Bildung und Wissenschaft (Epl, 31), 
Forschung und Technologie (Epl. 30), Verkehr 
(Epl. 12), Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(Epl. 25), Wirtschaftliche Zusammenarbeit (Epl. 23) 
sowie Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(Epl. 10) entfallen in den betrachteten Jahren zwi- 
schen 83 V. H. (1972) und 86 v. H. (1976) aller Finan- 
zierungshilfen des Bundes. 


IV. Die konjunkturpolitische Flexibilität 
des Investitionsprogramms 

1. Allgemeines 

Die Ausrichtung der staatlichen Investitionstätigkeit 
auf die Zielsetzungen des Stabilitäts- und Wachs- 
tumsgesetzes ist ein wesentliches Element einer 
konjunkturgerechten Finanz- und Haushaltspolitik. 

Auf der Nachfrageseite kann der Bund im Sinne die- 
ser Zielsetzung zu einer Verstetigung des Konjunk- 
turverlaufs beitragen, indem er in bestimmten, durch 
die öffentliche Aufgabenerfüllung gezogenen Gren- 
zen seine eigene Güternachfrage und/oder indirekt 
die Nachfrage anderer mit den konjunkturellen Er- 
fordernissen in Einklang bringt. Die eigene Güter- 
nachfrage kann der Bund kurzfristig hauptsächlich 
durch Vorziehen oder Strecken von Investitionsvor- 
haben variieren. Die Nachfrage anderer kann der 
Bund dagegen mit einer Vielzahl verschiedener In- 
strumente beeinflussen, insbesondere durch Variie- 
rung der Finanzierungshilfen für bestimmte Vor- 
haben. 

Die vom Bund entfaltete oder geförderte Investi- 
tionsgüternachfrage wird konjunkturell wirksam, 
wenn die entsprechenden Aufträge an die Hersteller 
erteilt werden. Die kassenmäßige Abwicklung eines 
Auftrages — die Ausgabe — ist unter diesem Ge- 
sichtspunkt erst in zweiter Linie von Bedeutung, 
Eine antizyklische Finanzpolitik, die im Investitions- 
bereich ansetzt, wird daher stärker auf eine Variie- 
rung der Aufträge als der Ausgaben gerichtet sein 
müssen. Eine Grundlage für Entscheidungen in die- 
ser Richtung bietet das vorliegende Programm. 

Die Möglichkeiten für eine expansive Konjunktur- 
politik sind in der gegenwärtigen gesamtwirtschaft- 
lichen Situation ohne aktuelles Interesse. Die Unter- 
suchung der Möglichkeiten einer weiteren Steige- 
rung der investiven Ausgaben über das im Finanz- 
plan enthaltene Volumen hinaus hat deswegen mehr 
theoretischen Charakter. 


2. Möglichkeiten einer kontraktiven Politik 

In der gegenwärtigen Hochkonjunkturphase mit ih- 
ren extremen Preissteigerungsraten besteht in erster 
Linie das Erfordernis, eine kontraktive Konjunktur- 
politik zu betreiben. Allerdings kann es in bezug auf 
die Ausgaben auch gegenwärtig nicht darum gehen, 
„der staatlichen Ausgabenpolitik eine den öffent- 
lichen Ausgaben unzuträgliche antizyklische Lücken- 
büßerrolle zuzuweisen" (Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick- 
lung, Sondergutachten vom 4. Mai 1973, Ziff. 19). Das 
gilt gerade für den Bund um so mehr, als er bereits 
seit längerer Zeit Investitionen aus konjunkturellen 
Gründen reduziert oder zeitlich gestreckt hat. Wird 
das öffentliche Investitionsvolumen auf Grund der 
konjunkturellen Lage über mehrere Jahre hinweg 
ständig gedrosselt, dann sind die Grenzen des Mög- 
lichen erreicht. Fehlende Investitionen, insbeson- 
dere in die Infrastruktur, beeinträchtigen das Wirt- 
schaftswachstum und vermindern damit die Möglich- 
keiten für die Verbesserung der Lebensverhältnisse. 

Für eine kontraktive Konjunkturpolitik, die auf der 
Ausgabeseite ein Hinausschieben von Investitions- 
maßnahmen erforderlich macht, wird gedanklich als 
theoretische Obergrenze die Möglichkeit unterstellt, 
alle noch nicht vergebenen Aufträge und Zusagen 
beeinflussen zu können. 

Das gesamte Volumen der Aufträge und Finanzzu- 
sagen, das im Rahmen des Investitionsprogramms 
nach dem 1. Januar 1973 vergeben werden soll, be- 
läuft sich (vgl. auch Tabellen 9 und 10) in den ein- 
zelnen Teilbereichen der investiven Ausgaben auf: 


Bereich 

1973 ! 

1974 

— in Mrd. DM — 

Sachinvestitionen 

6,5 

6,8 

Finanzierungshilfen 

15,7 

15,1 


Es liegt auf der Hand, daß das Volumen der Auf- 
träge und Finanzzusagen kurzfristig nur geringfügig 
vermindert werden kann. Dazu ist der Prozentsatz 
zu hoch, der durch Fortsetzungsmaßnahmen und 
rechtliche sowie internationale Verpflichtungen be- 
reits gebunden ist. Wegen dieser relativ geringen 
Flexibilität kann eine kontraktive Politik, wie sie 
zur Zeit wegen der plötzlichen konjunkturellen 
Überhitzung erforderlich ist, kurzfristig überwie- 
gend nur aus globalen Maßnahmen und nur in ge- 
ringerem Umfang aus der gezielten Verringerung 
von Aufträgen und Finanzzusagen bestehen. 

Neben der konjunkturgerechten Haushaltsaufstel- 
lung bietet eine restriktive Haushaltsführung einen 
wesentlichen Ansatzpunkt für eine kontraktive Aus- 
gabenpolitik. Der Bundesminister der Finanzen als 
Etatminister hat hierzu den Bundesressorts am 
15. Dezember 1972 mitgeteilt, daß bis zur Verkün- 
dung des Haushaltsgesetzes 1973 Ausgaben der 
Hauptgruppen 5 bis 8, soweit sie nicht auf Rechts- 
verpflichtungen beruhen, bis zum 30. April 1973 nur 
bis zu 25 v. H. und bis zum 31. August 1973 nur bis 
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zu weiteren 35 v. H. der Ansätze des Jahres 1972 ge- 
tätigt werden dürfen. Noch weitergehend ist die 
Einschränkung für die Verpflichtungsermächtigun- 
gen, soweit es sich nicht um Fortsetzungsmaßnah- 
men handelt, da ihre Inanspruchnahme gemäß § 38 
Abs. 1 Satz 2 BHO nur mit Einwilligung des Bundes- 
ministers der Finanzen zulässig ist. 

Von dieser Regelung sind naturgemäß die Ausga- 
ben des Bundes im investiven Bereich besonders be- 
troffen, da sich gerade hier der größte Teil der recht- 
lich noch nicht gebundenen, d. h. noch beeinflußba- 
ren, Ausgabeansätze befindet. Auf Grund der 
restriktiven Haushaltsführung sind die Ausgaben 
des Bundes von Januar bis Mai 1973 nur um 7,4 v. H. 
gegenüber dem gleichen Zeitraum des Vorjahres an- 
gestiegen (Soll 1973 gegen Ist 1972: 9,7 v. H.). 

Auch die beiden Stabilitätsprogramme der Bundes- 
regierung vom 17, Februar und 9. Mai 1973 treffen 
mit ihren Ausgabeteilen vor allem den Investitions- 
bereich, Das gilt sowohl für die angestrebte Strek- 
kung der Ansätze für die Gemeinschaftsaufgaben 
von Bund und Ländern nach Artikel 91 a GG, was 
beim Bund etwa 330 Millionen DM erbringen wird, 
als auch für die Erwirtschaftung von 5 v. H. aller 
nicht auf rechtlichen oder internationalen Verpflich- 
tungen beruhenden Ausgabeansätze im Wege des 
Haushaltsvollzugs, woraus sich eine Ausgabenver- 
ringerung beim Bund von etwa 700 Millionen DM 
ergeben wird. Auch das ERP-Sondervermögen ist in 
die Stabilitätspolitik einbezogen, denn 10 v. H. der 
Ansätze seines Wirtschaftsplans 1973 — rd. 230 Mil- 
lionen DM — sollen gesperrt und erst wieder freige- 
geben werden, wenn die konjunkturelle Lage es zu- 
läßt. 

Es läßt sich zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht 
im Detail vorausschätzen, wie weit sich die genann- 
ten Maßnahmen auf das Investitionsprogramm aus- 
wirken werden. Diese Frage kann erst bei Fort- 
schreibung des Investitionsprogramms beantwortet 
werden. 


3. Möglichkeiten einer expansiven Politik 

a) Sachinvestitionen 

Bei der Untersuchung der Möglichkeiten einer ex- 
pansiven Politik in diesem Bereich geht es darum 
festzustellen, in welchem Ausmaß der Bund bei 
einer entsprechenden konjunkturellen Lage seine 
Auftragsvergabe kurzfristig erhöhen könnte. 

Prüft man die Möglichkeiten einer expansiven Poli- 
tik für das Jahr 1974, so könnten in diesem Jahr zu- 
sätzliche Aufträge in Höhe von insgesamt rd. 3,7 
Mrd. DM vergeben werden. 

Bis Ende 1974 würde in diesem Fall die kassenmä- 
ßige Mehrausgabe des Bundes für diese Aufträge 
etwa 1,4 Mrd, DM betragen. 

Eine zeitliche Aufschlüsselung des Investitionsvolu- i 
mens des Bundes, dessen Zuschlagserteilung vor- 
gezogen werden könnte, zeigt Tabelle 9. 


ohne Bundesbahn und Bundespost 


b) Finanzierungshilfen 

Die Frage nach den Möglichkeiten einer expansiven 
Politik im Bereich der Finanzierungshilfen ist 
schwieriger und unsicherer zu beantworten als die 
entsprechende Frage im Bereich der übrigen Investi- 
tionen. 

Nur wenn es für Empfänger von Finanzierungshilfen 
möglich und vorteilhaft ist, ihre Investitionsmaß- 
nahmen zu verstärken, kann eine Erhöhung der 
Finanzhilfen des Bundes die gesamtwirtschaftliche 
Güternachfrage fördern. Die Bereitstellung zusätz- 
licher Mittel ist zwar eine notwendige, nicht aber 
eine hinreichende Bedingung für eine Verstärkung 
der geförderten Investitionsgüternachfrage, In den 
meisten Fällen spielen für Investitionsentscheidun- 
gen zahlreiche weitere Motive eine Rolle. 

Etwa 14 V. H. der Finanzierungshilfen des Bundes — 
1972 1,7 Mrd. DM ansteigend auf 2,5 Mrd. DM in 
1976 — fließen als Entwicklungshilfe in das Ausland 
und fallen somit für eine direkte antizyklische 
Finanzpolitik in der Bundesrepublik von vornherein 
aus. Zwar kehren von den gewährten Kapitalhilfe- 
leistungen — wie unter IIL2. erwähnt — große Teile 
in Form von Aufträgen vorwiegend an die Investi- 
tionsgüterindustrie ins Inland zurück; eine Beein- 
flussung dieser Aufträge ist jedoch kaum möglich. 

Bei den sonstigen Finanzierungshilfen hat die Erhe- 
bung ergeben, daß für ein Vorziehen der Zusagen 
aus konjunkturpolitischen Gründen ein erheblicher 
Spielraum verbleibt. Dies läßt die folgende Über- 
sicht erkennen. Wegen der unterschiedlichen Fähig- 
keit der Investoren selbst — und eventueller wei- 
terer Geldgeber-, ihre finanziellen Mitleistungsver- 
pflichtungen im gleichen Ausmaß zu variieren, kann 
nicht angegeben werden, welche konjunkturellen 
Anstoßwirkungen die nachstehend genannten Be- 
träge hätten. 


Der Rahmen für expansive konjunkturpolitische 
Maßnahmen bei den Finanzierungshilfen für 
Investitionsvorhaben Dritter 



1974 

l.Halb- 1 2. Halb- 
jahr 1 jahr 

— • in Mrd. DM — 

Ausgaben gemäß Finanzplan . . 


14,5 

Geplante Zusagen 

9,6 

5,5 

Vorziehbare Zusagen aus spä- 
teren Halbjahren (ggf. Saldo) . . 

1,9 

1,3 

Haushaltsmäßige Auswirkun- 
gen (Mehrkosten) der vorgezo- 
genen Zusagen (ggf. Saldo) .... 


0,9 


Die Tabelle zeigt, daß im Jahr 1974 zusätzliche Neu- 
zusagen von Finanzierungshilfen für fremde Investi- 


Aufteilung der im Finanzplan vorgesehenen Ausga- 
ben nach dem Zeitpunkt der ursprünglich beabsichtig- 
ten Zusagen. 
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tionsvorhaben in Höhe von etwa V5 der „normalen'" 
Zusageerteilung möglich sind. Für diese zusätzlichen 
Zusagen in Höhe von rd. 3,2 Mrd. DM betragen die 
kassenmäßigen Ausgaben im Jahre 1974 29 v. H. des 
vorgezogenen Zusagevolumens. 


V. Zusammenfassung 

1. Im Jahreswirtschaftsbericht (Drucksache 7/225) 
und weitergehend im Zweiten Stabilitätspro- 
gramm (vgl. Bulletin Nr. 53 vom 11. Mai 1973, 
S. 485 ff.) hat die Bundesregierung ihre konjunk- 
tur- und finanzpolitische Strategie für 1973 dar- 
gelegt. 

2. Mit den Investitionsprogrammen wird die sta- 
tistische Grundlage gegeben für Möglichkeiten 
zum Strecken oder Vorziehen von Maßnahmen 
im Bereich öffentlicher Investitionen. Das vorlie- 
gende Programm umfaßt knapp ein Viertel der 
Gesamtausgaben im Finanzplan des Bundes 1972 
bis 1976. Rund 5 v. H. der Gesamtausgaben ent- 
fallen auf die Sachinvestitionen, 8 v. H. auf die 
militärischen Beschaffungen, Materialerhaltung 
und militärischen Anlagen und gut 11 v. H. auf 
die Finanzierungshilfen des Bundes für Vorhaben 
anderer Investoren. 

3. Die Sachinvestitionen haben ein Volumen von: 


1972 1 

1973 

1 1974 1 

1975 1 

1976 


— 

in Mrd. DM — 



6,05 

6,13 

6,37 

6,86 

7,00 


davon entfallen auf die 


I Durchsdinittsanteil 
Aufgabenbereiche i v. H. 

I 1972 bis 1976 


Verkehrs- und Nachrichten- 
wesen I 78 

Allgemeine Dienste 16 

Sonstige 6 


4. Die militärischen Beschaffungen, Materialerhal- 
tung usw. und militärischen Anlagen haben ein 
Volumen von: 


1972 

1 1973 

1 1974 1 

1975 

1 1976 


— 

in Mrd. DM — 



9,23 

10,00 

10,65 

11,34 

11,94 


5. Von den Sachinvestitionen, den militärischen Be- 
schaffungen, Materialerhaltung und militärischen 
Anlagen entfallen im Durchschnitt der Jahre 1972 


bis 1976 die Aufträge auf folgende Wirtschafts- 
bereiche: 



V. H. der Ausgaben 

— Hochbau 

8,0 

— Tiefbau 

27,2 

— Maschinenbau 

7,6 

— Fahrzeugbau 

20,6 

— Elektrotechnik, Fein- 
mechanik, Optik 

15,0 

— Sonstige im Inland 

13,9 

— Ausländische Wirtschafts- 
bereiche 

7,8 

insgesamt (Differenz durch 

Rundung) . . . 

100 

Die Finanzierungshilfen haben ein Volumen von: 

1972 1 1973 j 1974 

1975 1 1976 

— in Mrd. DM 

: — 

12,97 13,92 14,54 

15,46 16,39 

davon entfallen auf die 



Durchschnittsanteil 

Aufgabenbereiche 

(V. H.) 


i 1972 bis 1976 

Bildung und Ausbildung, 


Wissenschaft und Forschung 

19,6 

Verkehrs- und Nachrichten- 
wesen 

18,1 

Allgemeine Dienste 

16,9 

Soziale Sicherung, Ver- 
mögensbildung 

12,3 

Energie- und Wasserwirt- 
schaft, Gewerbeförderung . . 

11,2 

Wohnungswesen, Raumord- 
nung, kommunale Gemein- 
schaftsdienste 

9,9 

Sonstige (u. a. Wirtschaftsun- 
ternehmen, Landwirtschaft) . 

12,1 


Die Finanzierungshilfen fließen ab 1972 zum 
größten Teil in den öffentlichen Bereich. In den 
Jahren 1972 bis 1976 ergibt sich ein durchschnitt- 
licher Anteil von rd. 58 v. H, 

Während Darlehen und Zuschüsse bei den Finan- 
zierungshilfen an den nichtöffentlichen Bereich 
etwa die gleiche Größenordnung haben, dominie- 
ren bei den Zahlungen an öffentliche Stellen die 
Zuweisungen. 
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7. Das Investitionsprogramm läßt in einem be- 
stimmten Rahmen eine zeitliche Variierung im 
Sinne einer kontraktiven Finanzpolitik zu. Die 
Entscheidung, in welchen Bereichen eine Verzö- 
gerung der Auftragsvergabe am zweckmäßigsten 
erfolgen sollte, ist im Rahmen der stabilitätspoli- 
tischen Beschlüsse der Bundesregierung zugun- 
sten einer Sperre aller nicht durch rechtliche oder 
internationale Verpflichtungen gebundenen An- 
sätze um 5 V. H, getroffen worden. 

8. Eine über die Maßnahmen des Finanzplans hin- 
ausgehende expansive Finanzpolitik wäre auf 
der Grundlage dieses Programms möglich, ist 
aber nach der gegenwärtig gegebenen Sachlage 
nicht w’ahrscheinlich. Im Bereich der Sachinvesti- 
tionen könnten Aufträge 


1974 


l.Halb- 2. Halb- 
jahr jahr 


1974 

ins- 

gesamt 


— in Mrd. DM — 


in Höhe von 


2,0 1,7 3,7 


vorgezogen werden. 

Hinsichtlich der Finanzierungshilfen wurde fest- 
gestellt, daß im Jahr 1974 ein zusätzliches Volu- 
men von einem Fünftel zugesagt werden könnte, 
wenn die erwähnten zusätzlichen Bedingungen 
erfüllt sind. 


12 
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Deutscher Bundestag — - 7. Wahlperiode 


Tabelle 1 


Die Sachinvestitionen des Bundes 

— aufgeteilt nach Aufgabenbereichen (Funktionen) — 
in den Jahren 1972 bis 1976 


Kenn- 

ziffer 

Funktion 

Soll 1 
1972 1 

Entwurf 

1973 

1974 

1975 

1976 



— in Millionen DM h — 


1 o' 

Allgemeine Dienste 

878,1 

1 021,9 

1 007,3 

1 105,3 

1 065,2 

1 

1 

01 

darunter: 

— Politische Führung und zentrale 

Verwaltung 

(128,9) 

(169,3) 

(165,6) 

(256,5) 

(224,9) 

032 

— Deutsche Verteidigungsstreitkräfte 

(176,8) 

(172,9) 

(160,2) 

(172,9) 

(177,9) 

i 033 

— Verteidigungslasten im Zusammenhang mit 
dem Aufenthalt ausländischer Streitkräfte 

(256,3) 

(280,0) 

(285,0) 

(294,0) 

(301,0) 

034 

— Zivile Verteidigung 

(106,4) 

(98,5) 

(99,4) 

(99,5) 

(101,3) 

04 

— öffentliche Sicherheit und Ordnung 

(überwiegend Bundesgrenzschutz) 

(117,0) 

(213,9) 

(191,2) 

(171,5) 

(155,1) 

1 

Bildung, Wissenschaft, Forschung, kulturelle 
Angelegenheiten 

77,5 

95,5 

97,7 

119,3 

134,1 

16/17 

i 171 

(ausschließlich Forschung außerhalb der Hoch- 
schulen, ohne Forschung im Geschäftsbereich 
BMVg) 

darunter; 

— Wirtschaft einschließlich Infrastruktur .... 

(35,0) 

(38,4) 

(40,4) 

(36,1) 

(32,2) 

174 

— Ernährung, Landwirtschaft und Forsten . . . 

(29,7) 

(37,2) 

(32,1) 

(43,0) 

(39,9) 

175 

— Soziale Fragen, Arbeitsmarkt, Gesund- 
heitswesen 

(4,2) 

(12,9) 

(16,7) 

(32,5) 

(56,1) 

2 

t 

Soziale Sicherung, soziale Kriegsfolgeauf- 
gaben, Wiedergutmachung 

12,7 

19,8 

15,8 

12,1 

12,1 

3 

Gesundheit, Sport, Erholung 

3,2 

2,1 

7,3 

9,3 

10,1 

4 

Wohnungswesen 

5,4 

2,2 

1,6 

1,6 

1,0 

5 

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

3,2 

1,1 

0,5 

0,5 

0,5 


Energie und Wasserwirtschaft, Gewerbe, 
Dienstleistungen 

70,1 

164,9 

169,5 

168,3 

52,3 

634 

darunter: 

— Rohölbevorratung durch den Bund 

(60,0) 

(150,0) 

(166,0) 

(166,0) 

(50,0) 

7 

Verkehrs- und Nachrichtenwesen 

: 4 905,7 

4 652,4 

4 852,8 

5 234,0 

5 501,8 

721 

darunter: 

— Bundesautobahnen 

! (3 164,2) 

(3 051,7) 

(3 340,1) 

(3 602,9) 

(3 815,2) 

722 

— Bundesstraßen 

! (1 398,1) 

(1 238,1) 

(915,8) 

(1 029,8) 

(1 104,8) 

73 

— Wasserstraßen und Häfen 

(187,9) 

(220,8) 

(376,5) 

(373,3) 

(358,3) 

8 

Wirtschaftsunternehmen, allgemeines Grund- 
und Kapitalvermögen, Sondervermögen ’ 

94,0 

167,8 

215,1 

207,1 

224,4 


1 insgesamt . . , | 

6 049,8 

6 127,7 

6 367,7 

6 857,6 

7 001,4 


h Differenzen durch Rundung 
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Drucksache 7/891 


Tabelle 2 


Die Sachinvestitionen des Bundes 

— aufgeteilt nach Einzelplänen — 
in den Jahren 1972 bis 1976 


1 

j Einzelplan 

i 

Soll 

1972 

Entwurf 

1973 

1974 

1975 ' 

1976 

— in Millionen DM — 

' 01 Bundespräsidialamt 

0,3 

0,3 

1,0 

6,7 

13,1 

02 Bundestag 

5,8 

12,4 

12,7 

6,9 

2,3 

03 Bundesrat 

1,2 

0,4 

0,1 

0,1 

0,1 

04 Bundeskanzleramt 

8,5 

9,6 

38,5 

43,5 

21,5 

05 Auswärtiges Amt 

40,4 

37,5 

51,6 

59,7 

59,0 

j 06 Inneres 

120,5 

222,7 

242,8 

230,2 

229,9 

! 07 Justiz 

5,2 

3,5 

8,8 

12,4 

6,9 

08 Finanzen 

129,2 

201,9 

209,3 

194,4 

195,3 

j 09 Wirtschaft 

103,4 

202,4 

206,3 

201,2 

80,4 

10 Ernährung 

33,7 

44,3 

38,6 

43,7 

40,6 

1 1 Arbeit 

1,2 

8,6 

3,5 

0,7 

0,8 

12 Verkehr 

4 907,4 

4 666,4 

4 854,8 

5 240,1 

5 502,8 

1 13 Post- und Fernmeldewesen 

— 

— 

— 

— 

— 

14 Verteidigung 

241,5 

231,3 

217,2 

229,9 

234,4 

15 Jugend, Familie und Gesundheit 

6,2 

14,0 

22,4 

37,2 

60,8 

19 Bundesverfassungsgericht 

0,1 

— 

— 

— 

— 

1 

i 20 Bundesrechnungshof 

0,1 

0,2 

0,2 

0,2 

0,1 

23 Wirtschaftliche Zusammenarbeit 

1,7 

5,0 

0,2 

— 

0,1 

j 25 Raumordnung, Bauwesen und Städtebau . 

4,1 

2,0 

59,3 

140,1 

136,3 

27 Innerdeutsche Beziehungen 

1,1 

1,0 

0,2 

0,2 

0,3 

30 Forschung und Technologie 

5,5 

3,3 

4,3 

5,1 

2,8 

31 Bildung und Wissensdiaft 

0,2 

0,1 

0,2 

0,2 

0,2 

32 Bundesschuld 

— 

— 

— 

— 

— 

33 Versorgung 

— 

— 

— 

— 

— 

35 Verteidigungslasten 

256,3 

280,0 

285,0 

294,0 

301,0 

36 Zivile Verteidigung 

106,4 

98,5 

99,4 

99,5 

101,3 

60 Allgemeine Finanzverwaltung 

69,6 

82,2 

11,5 

11,5 

11,5 

insgesamt . . . 

6 049,8 

6 127,7 

6 367,7 

6 857,6 

7 001,4 


Differenzen durch Rundung 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Tabelle 3 


Die Ausgaben des Bundes für Sadiinvestitionenr militärische Beschaffungen, 
Materialerhaltung und militärische Anlagen 

— aufgeteilt nach Gewerbezweigen — 
in den Jahren 1973 bis 1976 



Entwurf 1973 

1974 

1975 1 

1976 

Gewerbezweig 

Mil- 

lionen 

DM 

1 1 

V. H. 

Mil- 1 
lionen 
DM 1 

V. H. 

Mil- 

lionen 

DM 

V. H. 

Mil- 

lionen 

DM 

V. H. 

Hochbau (einschließlich Zimmerer-, 
Dachdecker- und Verputzarbei- 
ten sowie Spezialbauten; ferner 
Ausbau- und Bauhilfsgewerbe) . . 

1 215 

7,5 

1 330 

7,8 

1 549 

8,5 

1 531 

8,1 

Straßenbau und sonstiger allgemei- 
ner Tiefbau 

4 379 

27,2 

4 560 

26,8 

4 945 

27,2 

5 201 

27,5 

Maschinenbau 

1 318 

S ,2 

1 337 

7,9 

1 332 

7,3 

1 332 

7,0 

Fahrzeugbau (Straßen-, Wasser- 
und Luftfahrzeugbau) 

3212 

19,9 

3 484 

20,5 

3 774 

20,7 

4012 

21,2 

Elektrotechnik, Feinmechanik und 
Optik 

2 355 

14,6 

2 572 

15,1 

2 747 

15,1 

2 873 

15,2 

Sonstige inländische Gewerbe- 
zweige (einschließlich Grund- 
erwerb) 

2 424 

15,0 

2 352 

13,8 

2 413 

13,3 

2 577 

13,6 

Ausländische Gewerbezweige (Be- 
schaffung aus dem oder Bau im 
Ausland) 

1 220 

7,6 

1 385 

8,1 

1 439 

1 

7,9 

1 419 

7,5 

insgesamt 

(Differenzen durch Rundung) . . 

16 123 

100 

17 020 

100 

18 199 

100 

18 945 

100 
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Deutscher Bundestag — ■ 7. Wahlperiode 


Tabelle 4 


Die Ausgaben des Bundes für Sachinvestitionen und militärische Anlagen 
im Bereich des Hochbaus 

— aufgeteilt nach Ländern — 
in den Jahren 1973 bis 1976 


Land 

Entwurf 1973 1 

1974 

1975 

1976 

— in Millionen DM — 

Schleswig-Holstein 

82,5 

85,4 

86,2 

98,1 

Hamburg 

28,1 

50,6 

73,1 

72,3 

Niedersachsen 

168,2 

163,9 

180,5 

177,9 

Bremen 

16,8 

10,0 

9,4 

11.7 : 

Nordrhein-Westfalen 

248,1 

326,8 

431,5 

396,8 

Hessen 

124,4 

108,7 

94,2 

95,6 

i Rheinland-Pfalz 

95,3 

79,9 

77,2 

77,2 1 

1 

Baden-Württemberg 

93,5 

100,9 

113,8 

112,3 ' 

Bayern 

152,2 

201,9 

272,2 

280,3 

Saarland 

9,4 

10,5 

11,5 

10,8 

Berlin 

112,9 

123,5 

134,5 

140,6 

^ Ohne Regionale Zuordnung 

83,1 

1 

67,7 

65,2 

57,1 1 

insgesamt . . . 

i 

1 214,5 

1 329,8 

1 549,3 

1 530,7 ' 

1 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Tabelle 5 


Die Ausgaben des Bundes für Sadiinvestitionen und militärisdie Anlagen 
im Bereich des Tiefbaus 

— aufgeteilt nach Ländern — 
in den Jahren 1973 bis 1976 


Land 

Entwurf 1973 

1974 

1 1975 

1 1976 

— in Millionen DM — 

Schleswig-Holstein 

191,0 

192,6 

213,8 

221,2 

Hamburg 

117,0 

131,0 

152,7 

162,5 

Niedersachsen 

636,8 

670,9 

721,7 

711,1 

Bremen 

76,6 

83,0 

85,5 

112,8 

Nordrhein-Westfalen 

966,9 

993,4 

1 089,5 

1 168,7 

Hessen 

456,0 

453,1 

491,0 

523,0 

Rheinland-Pfalz 

481,4 

490,6 

533,0 

573,4 

Baden-Württemberg 

1 

601,5 

648,6 

715,8 

737,5 

1 

Bayern 

634,7 

679,5 

707,4 

742,3 

Saarland 

108,1 

110,4 

117,7 

125,1 

Berlin 

102,0 

99,7 

109,0 

116,7 

Ohne regionale Zuordnung 

7,0 

6,8 

7,4 

6,8 

insgesamt . . . 

4 379,0 

4 559,6 

4 944,5 

5201,1 
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Tabelle 6 


Die Finanzierungshilfen des Bundes für Vorhaben anderer Investoren 

— aufgeteilt nach Ausgabearten — 
in den Jahren 1972 bis 1976 


Kenn- 

ziffer 

Art der Finanzierungshilfen 

Soll 1 
1972 1 

Entwurf | 
1973 1 

1974 1 

1975 

1976 


■ — in Millionen DVI h 

— 



L Finanzierungshilfen an öffentlichen 

Bereich: 







davon: 






85 

88 

— Darlehen 

1 111,9 

6 180,0 

1 070,4 

7 168,3 

1 137,5 

7 344,1 

1 188,4 

7 889,9 

1 129,0 

8 408,6 

— Zuweisungen 


Summe I. 

7 291,9 

8 238,7 

8 481,6 

9 078,3 

9 537,6 

1 

11. Finanzierungshilfen an sonstige 

Bereiche: 

! 





j 

davon: 






; 86 

— Darlehen 

2 125,0 

2 268,2 

2 393,4 

2 490,8 

2 709,5 

89 

— Zuschüsse 

3 004,0 

; 410,3 

2 719,3 

557,2 

2 930,2 

601,8 

2 985,6 

677,7 

3 165,7 

725,9 

1 83 

— Beteiligungen 

1 87 

— Inanspruchnahme aus Gewähr- 
leistungen 

140,0 

1 

140,0 

130,0 

230,0 

1 

250,0 ' 

' 

Summe II. 

! 

5 679,3 

i 

5 684,7 

6 055,4 

6 384,1 

6 851,1 

i 

insgesamt . . . 

12971,3 

13 923,4 

14 536,9 

15 462,5 

16 388,8 

' 

. . . .. . . 

_ 

_ ... ._. 

. 






Differenzen durch Rundung 
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Tabelle 7 


Die Finanzierungshilfen des Bundes für Vorhaben anderer Investoren 

— aufgeteilt nach Aufgabenbereichen (Funktionen) — 
in den Jahren 1972 bis 1976 


Kenn- 

ziffer 

Funktion 

Soll 1 

1972 

Entwurf 

1973 

1974 j 

1975 

1976 

0 

Allgemeine Dienste 

2 161,0 

— in Millionen DM 

2 271,1 2 456,1 

i‘) - 

2 621,9 

i 

2 865,8 ' 

023 

darunter: 

— ■ Entwicklungshilfe 

(1 692,2) 

(1 895,4) 

(2 080,0) 

(2 244,1) 

(2 475,4) ! 

032 

— Deutsche Verteidigungsstreitkräfte .... 

(152,4) 

(132,5) 

(125,8) 

(147,8) 

(147,8) 

033 

— Verteidigungslasten im Zusammenhang 
mit dem Aufenthalt ausländischer Streit- 
kräfte 

(41,8) 

(41,9) 

(40,9) 

(40,9) 

i 

(40,9) 

034 

— Zivile Verteidigung 

(111,9) 

(120,1) 

(127,5) 

(127,7) 

(133,4) 

1 

Bildungswesen, Wissenschaft, Forschung, 
kulturelle Angelegenheiten 

2 457,1 

2 597,4 

2 912,0 

3 073,3 

3 357,3 

12 

darunter: 

— “ Schulen 

(42,0) 

(20,0) 

(25,0) 

(55,0) 

i 

(95,0) 

13 

— Wissenschaftliche Hochschulen 

(1 600,0) 

(1 800,0) 

(2 000,0) 

(2 105,0) 

(2 210,0) 

16/17 

1 

1 

— Forschung außerhalb der Hochschulen 
(ohne Forschung im Geschäftsbereich des 
BMVg 036) 

(727,9) 

(680,3) 

(795,8) 

(816,5) 

(935,7) ; 

; i 

2 

Soziale Sicherung, soziale Kriegsfolgeauf- 
gaben, Wiedergutmachung, Vermögens- 
bildung 

1 456,3 

1 592,3 

1 740,4 

1 975,2 

2 319,4 

270 

darunter: 

— Wohnungsbauprämien 

(1 354,7) 

(1 473,0) 

(1 607,5) 

(1 837,5) 

(2 172,0) ■ 

3 

Gesundheit, Sport, Erholung 

170,2 

102,6 

49,5 

43,9 

43,9 

31 

darunter: 

— - Einrichtungen und Maßnahmen des Ge- 
sundheitswesens 

(20,2) 

(22,2) 

(16,6) 

(11,0) 

(11,0) 

323 

1 

— Sportstätten 

(148,6) 

(80,0) 

(32,5) 

(32,5) 

(32,5) 

4 

Wohnungswesen, Raumordnung und 
kommunale Gemeinschaftsdienste 

1 365,7 

1 455,0 

1 465,4 

1 491,6 

1 420,8 

411 

darunter: 

— Förderung des Wohnungsbaues 

(1 167,4) 

(1 207,5) 

(1 179,0) 

(1 154,4) 

(1 052,4) 

1 

42 

— Raumordnung, Landesplanung 

(81,9) 

(151,5) 

(174,9) 

(219,9) 

(244,9) 

1 43 

i 

— Kommunale Gemeinschaftsdienste 

(116,5) 

(96,0) 

(11L5) 

(117,3) 

(123,5) 


9 Differenzen durch Rundung 
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noch Tabelle 7 


Kenn- 

ziffer 

Funktion 

Soll 

1972 

Entwurf 

1973 

1974 

1975 

1976 



— in 

Millionen DM 


5 

Ernährung^ Landwirtschaft und Forsten . . 

901,7 

900,6 

835,2 

876,1 

872,0 

521 

darunter: 

— Flurbereinigung, Umlegungen 

(220,2) 

(357,9) 

(292,4) 

(325,0) 

(328,8) 

522 

— Ländliche Siedlung 

(25,0) 

(78,3) 

(92,5) 

(89,0) 

(95,5) 

523 

— Aufstockung und Aussiedlung landwirt- 
schaftlicher Betriebe 

(100,0) 

(-) 

(-) 

(-) 

(-) 

524 

— Wirtschaftswege 

(29,0) 

(71,4) 

(67,6) 

(76,0) 

(76,0) 

525 

— Verbesserung der Verbundwirtschaft . . 

(210,0) 

(124,1) 

(125,6) 

(123,9) 

(127,3) 

526 

— Einsatz von Maschinen und technischen 
Anlagen 

(268,0) 

(235,0) 

(213,1) 

(219,2) 

(215,1) 

6 

Energie- und Wasserwirtschaft, Gewerbe, 

1 502,4 

1 678,5 

1 643,7 

1 685,6 

1 628,2 

621 

Dienstleistungen 

darunter: 

— Kernenergie 

(228,8) 

(291,3) 

(264,2) 

(250,0) 

(287,2) 

623 

— Wasserwirtschaft und Kulturbau 

(228,0) 

(323,1) 

(259,6) 

(259,0) 

(184,6) 

625 

— Küstenschutz 

(120,0) 

(123,0) 

(120,6) 

(119,6) 

(117,0) 

631/632 

— Bergbau (Kohle u. a.) 

(177,7) 

(185,1) 

(270,3) 

(240,7) 

(202,7) 

634 

— Verarbeitende Industrie 

(210,0) 

(215,0) 

(215,0) 

(200,0) 

(200,0) 

69 

— Regionale Wirtschaftsförderung 

(397,8) 

(401,0) 

(384,0) 

(386,3) 

(386,7) 

7 

Verkehrs- und Nachrichtenwesen 

2 234,0 

2 588,3 

2 670,6 

2 826,5 

2 974,0 

721 

darunter: 

— Bundesautobahnen 

(10,5) 

(10,5) 

(10,5) 

(10,5) 

(10,5) 

722 

— Bundesstraßen 

(56,5) 

(52,0) 

(52,3) 

(52,5) 

(52,7) 

723 

— Landstraßen 

(60,1) 

(56,4) 

(50,5) 

(49,2) 

(47,0) 

725 

— Gemeindestraßen 

(830,7) 

(1 200,4) 

(1 235,7) 

(1 294,8) 

(1 341,9) 

73 

— Wasserstraßen und Häfen 

(79,9) 

(74,5) 

(79,0) 

(123,4) 

(167,0) 

74 

— Schienenverkehr (öffentlicher Personen- 
nahverkehr) 

(848,0) 

(1 035,0) 

(1 062,0) 

(1 115,0) 

(1 170,0) 

772 

— Rundfunkanstalten 

(124,7) 

(158,0) 

(179.2) 

(180,3) 

(184,7) 

8 

W irtschaf tsunternehmen. Allgemeines 
Grund- und Kapitalvermögen, Sonder- 
vermögen 

722,8 

737,5 

764,2 

868,5 

907,4 

83 

darunter: 

— Verkehrsunternehmen 

(689,7) 

(732,4) 

(753,5) 

(763,5) 

(788,5) 

85 

— Bergbau und Gewerbeunternehmen .... 

(25,9) 

(3,4) 

(8,9) 

(103,2) 

(117,1) 


insgesamt . . . 

12 971,3 

13 923,4 

14 536,9 

15 462,5 

16 388,8 
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Tabelle 8 


Die Finanzierungshilfen des Bundes für Vorhaben anderer Investoren 

— aufgeteilt nach Einzelplänen — 
in den Jahren 1972 bis 1976 



Einzelplan 

Soll 

1972 

Entwurf | 
1973 1 

1974 

1975 

1976 



■ — in Millioen DV 



01 

Bundespräsidialamt 

. — 

. — . 

— 

. — 

. — 

02 

Bundestag 

— 

— 

— 

— 

— 

03 

Bundesrat 

— 

— 

— 

— 

— 

04 

Bundeskanzleramt 

— 

— 

— 

— 

— 

05 

Auswärtiges Amt 

38,6 

30,8 

33,2 

39,7 

47,3 

06 

Inneres 

297,2 

254,2 

229,8 

230,5 

236,0 

07 

Justiz 

1.0 

1,0 

1,0 

1,1 

— 

08 

Finanzen 

26,3 

6,8 

13,5 

108,9 

122,8 

09 

Wirtschaft 

660,8 

676,2 

763,3 

721,0 

683,4 

10 

Ernährung 

1 249,8 

1 346,7 

1 215,3 

1 254,7 

1 173,5 

11 

Arbeit 

70,4 

91,0 

108,5 

119,5 

128,9 

12 

Verkehr 

2 751,1 

3 090,6 

3 194,9 

3 359,7 

3 527,8 

13 

Post- und Fernmeldewesen 

6,6 

3,4 

— 

— 

— 

14 

Verteidigung 

495,2 

505,4 

464,2 

410,5 

355,1 

15 

Jugend, Familie und Gesundheit 

47,5 

53,1 

45,1 

33,4 

35,0 

19 

Bundesverfassungsgericht 

— 

— 

— 

— 

— 

20 

Bundesrechnungshof 

— 

— 

— 

— 

— 

23 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit 

1 692,2 

1 895,4 

2 080,0 

2 244,1 

2 475,4 

25 

Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau 

2 346,7 

2 521,0 

2 689,2 

3 021,4 

3 340,9 

27 

Innerdeutsche Beziehungen 

105,0 

105,0 

106,0 

106,0 

106,0 

30 

Forschung und Technologie 

940,0 

962,0 

1 047,1 

1 046,8 

1 192,0 

31 

Bildung und Wissenschaft 

1 728,2 

1 919,8 

2 119,0 

2 266,0 

2 440,0 

32 

Bundesschuld 

140,0 

140,0 

130,0 

230,0 

250,0 

33 

Versorgung 

— 

— 

— 

— 

— 

35 

Verteidigungslasten 

41,8 

41,9 

40,9 

40,9 

40,9 

36 

Zivile Verteidigung 

111,9 

120,1 

127,5 

127,7 

133,4 

60 

Allgemeine Finanzverwaltung 

221,2 

159,2 

128,5 

100,6 

100,4 


insgesamt . . . 

12971,3 

13 923,4 

14 536,9 

15 462,5 

16 388,8 


Differenzen durch Rundung 
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Die konjunkturpoiitische Flexibilität im Bereich der Sachinvestitionen 

— in Millionen DM — 

Tabelle 9 

Zeitpunkt der Verpflichtungen 

Höhe Ausgaben auf Grund 

der Ver- 

von Verpflichtungen 


pflichtungen | 1973 

1 1974 

1 1975 

1 1976 

Vor dem 





1. Januar 1973 

2 898 

967 

337 

180 

1. Halbjahr 1973 

2 791 1 592 

720 

365 

109 

1. Halbjahr 1973 ‘j 

871 450 

325 

80 

14 

2. Halbjahr 1973 

3 695 1 638 

1 245 

577 

205 

2. Halbjahr 1973») 

1973 insgesamt 

1 903 448 

6 486 3 230 

963 

1 965 

428 

942 

58 

314 

1973 insgesamt^) 

2 774 898 

1 288 

508 

72 

1. Halbjahr 1974 

3 386 

2 031 

784 

492 

1. Halbjahr 1974») 

1 971 

936 

701 

283 

2. Halbjahr 1974 

3 403 

1 405 

1 220 

620 

2. Halbjahr 1974») 

1 734 

472 

642 

388 

1974 insgesamt 

6 789 

3 436 

2 004 

1 112 

1974 insgesamt ' 

3 705 

1 408 

1 343 

671 

1975 

6511 


3 575 

1 771 

1976 

6 411 



3 624 

Verpflichtungen insgesamt 

Verpflichtungen insgesamt^) 

26 197 

6 479 




Ausgaben insgesamt 

26 355 6 128 

6 368 

6 858 

7 001 

Ausgaben insgesamt 

6 188 898 

2 696 

1 851 

743 


h Veränderungen bei expansiver Politik 
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Tabelle 10 


Die konjunkturpolitische Flexibilität im Bereich der Finanzierungshilfen 

— in Millionen DM — 


Zeitpunkt der Verpflichtungen 

Höhe 
der Ver- 
pflichtungen 

Ausgaben auf Grund von Verpflichtungen 

1973 

1974 

1 1975 

1976 

Vor dem 1. Januar 1973 


4 267 

2 292 

1 578 

1 264 

1. Halbjahr 1973 

9 558 

6 189 

1 510 

929 

607 

1. Halbjahr 1973 ‘) 

1 000 

581 

332 

74 

11 

2. Halbjahr 1973 

6 156 

3 467 

1 074 

660 

327 

2. Halbjahr 1973 ‘) 

1 414 

226 

838 

262 

82 

1973 insgesamt 

15 714 

9 656 

2 584 

1 589 

934 

1973 insgesamt 

2 414 

807 

1 170 

336 

93 

1. Halbjahr 1974 

9 569 


6 471 

1 332 

737 

1. Halbjahr 1974^) 

1 885 


747 

731 

367 

2. Halbjahr 1974 

5 512 


3 190 

899 

691 

2. Halbjahr 1974 0 

1 319 


182 

721 

386 

1974 insgesamt 

15 081 


9 661 

2 231 

1 428 

1974 insgesamt 

3 204 


929 

1 452 

753 

1975 

14 333 



10 065 

1 923 

1976 

14 492 

10 840 

Verpflichtungen insgesamt 

59 620 





Verpflichtungen insgesamt 

5 618 





Ausgaben insgesamt 

60 312 

13 923 

14 537 

15 463 

16 389 

Ausgaben insgesamt 

5 540 

807 

2 099 

1 788 

846 


Veränderungen bei expansiver Politik 
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